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Ruth Metzler in ihren Verwal-
tungsrat wählen. Die diplomierte 
Wirtschaftsprüferin und Juristin 
passe punkto Unternehmergeist 
und Fachkompetenz hervorra-
gend ins Gremium, teilte die 
Bank mit. Metzler leitete in der 
Landesregierung von 1999 bis 
2003 das Justiz- und Polizeide-
partement. Metzler sitzt bereits 
in verschiedenen Aufsichtsgre-
mien. Der Bank Reyl droht in 
Frankreich ein fünfjähriges Ge-
schäftsverbot. sda/jw/met

Die Postfinance verliert ihren 
stellvertretenden Vorsitzenden 
der Geschäftsleitung und Marke-
tingchef an die Konzernmutter: 
Armin Brun soll bei der Post das 
neue Führungsmodell für die 
Funktionsbereiche Personal, Fi-
nanzen und Kommunikation 
einführen. Der 51-jährige Luzer-
ner war 2011 auch als Kandidat 
für den Chefposten bei Postfi-
nance gehandelt worden. Sein 
Nachfolger als stellvertretender 
Chef wird Finanzchef Kurt 

NEUER VORSCHLAG MIKROSTEUER «Stillhalteabkommen» im 
Kampf der Kantone

Im Ringen um den nationalen
Finanzausgleich (NFA) halten
sich zurzeit alle bedeckt. Alle?
Nein. Einer nimmt Stellung:
Heinz Tännler, Finanzdirektor
des Kantons Zug, der pro Ein-
wohner gerechnet weitaus am
meisten in den NFA einzahlt. Er
sagte gestern auf Anfrage, er hoffe
auf eine rasche Einigung. Zug und
die anderen Geberkantone seien
weiterhin kompromissbereit.
Aber: «Bis jetzt haben wir bei den
Nehmerkantonen noch kaum ein
Entgegenkommen festgestellt.»
Die anderen angefragten Finanz-
direktoren wollten keine Stel-
lung nehmen. Einer sagte, es gebe
ein «Stillhalteabkommen».

Zweite Verzögerung
Allzu lange darf die Stille aber
nicht dauern. Die Zeit läuft. Die
Konferenz der Kantonsregierun-
gen (KDK) hat sich vor gut einem
Jahr selber einen delikaten Auf-
trag erteilt. Sie will den Streit um
den NFA beilegen, der im ersten
Halbjahr 2015 zu wüsten Aus-
einandersetzungen im Bundes-
haus geführt hatte. National- und
Ständeräte feilschten wie auf
dem Basar, weil sich die Kantone
über die Auslegung der NFA-Re-
geln nicht einig waren (und noch
immer sind).

So weit soll es nicht mehr kom-
men, fand die KDK und setzte
eine Gruppe mit je drei Vertre-
tern aus Nehmer- und Geberkan-
tonen ein. Diese einigten sich in
der Tat auf eine Reform des NFA.
Doch die Ernüchterung folgte

bald: Ein Teil der Nehmerkanto-
ne lehnte den Vorschlag im Juni
dann doch ab, weil sie Einbussen
und folglich Sparpakete oder
Steuererhöhungen befürchteten.
Andere waren sehr skeptisch. So
einigte man sich darauf, die vor-
geschlagene Reform in einem
Zusatzbericht zu vertiefen. Der
liegt zwar noch gar nicht vor, doch
die KDK musste ihren Zeitplan
schon zum zweiten Mal anpas-
sen. Es steht inzwischen fest, dass
sie auch an der Vollversammlung
diesen Dezember noch keinen
Durchbruch feiern kann.

770 Millionen zu viel?
Doch die Uhr tickt. 2019 muss das
Parlament erneut entscheiden,
wie viel Geld in den folgenden
vier Jahren in den NFA fliesst.
Wenn die Kantone wollen, dass
dannzumal neue Regeln gelten,
müssen sie diese rasch vorlegen.
Denn der Bund – mit 3,3 Milliar-
den Franken im Jahr grösster
NFA-Sponsor – will selber auch
vertiefte Analysen vornehmen,
bevor er ein neues Regime mit-
trägt. Wenn die KDK zaudert
oder scheitert, droht der NFA-
Zwist zu eskalieren. Einen Vorge-
schmack gab der Zuger Tännler
Anfang September, als er in der
«Weltwoche» seinem Ärger über
die Nehmerkantone freien Lauf
liess: «Die nehmen einfach unser
Geld. Das ist unanständig.»

Tännler meinte damit die Aus-
gleichszahlungen für 2017, die

FINANZAUSGLEICH Vor 
einem Jahr versprachen die 
Kantonsregierungen, ihren 
heftigen Streit um den Finanz-
ausgleich zu beenden. Nun 
läuft ihnen die Zeit davon.

Fuchs. Das Marketing leitet inte-
rimistisch Nicole Walker.

Die Bank Reyl mit Sitz in Genf 
will die ehemalige Bundesrätin-

BZNamen

Armin Brun 
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Versorgungssicherheit gefährden
und Kohlestrom importieren?

Die Ausstiegsinitiative bringt einen chaotischen Atomausstieg.

Bereits 2017 müssten drei von fünf Kernkraftwerken abgeschaltet werden.

Das heisst: weniger Versorgungssicherheit und massiv mehr

Importe von ausländischem Kohlestrom.
zur extremen Ausstiegsinitiative

www.ausstiegsinitiative-nein.ch
Überparteiliches Komitee «NEIN zur Ausstiegsinitiative», Postfach 2255, 3001 Bern

 ANZEIGE

Initiative fordert eine revolutionäre   Steuer

AUFGEWÄRMTE UTOPIE

Die Mikrosteuer war schon im 
Zusammenhang mit der Volks-
abstimmung über das bedin
gungslose Grundeinkommen 
ein Thema. Alt-Vizekanzler Os-
wald Sigg ist bei beiden Projek-
ten mit an Bord. In einem Inter-
view im Frühling bezeichnete er 
auch die Mikrosteuer als eine 
«Utopie». Er erwähnte sie in der 
damaligen Abstimmungskam-
pagne als ein Instrument zur Fi-
nanzierung des bedingungslo-
sen Grundeinkommens. Die Be-
völkerung verwarf an der Urnen-
abstimmung im Juni das 

staatlich garantierte Grundein-
kommen für jedermann deutlich 
mit einem Nein-Stimmen-An-
teil von fast 77 Prozent. Trotz-
dem scheint die Gruppe mit Os-
wald Sigg jetzt an einer weiteren 
Volksinitiative zur Mikrosteuer 
festhalten zu wollen.

Der Finanzwissenschaftler 
Reiner Eichenberger hält die 
Idee für «absurd». Die Bevöl-
kerung habe dem bedingungs-
losen Grundeinkommen eine 
Abfuhr erteilt, weil es über her-
kömmliche Steuern nicht finan-
zierbar gewesen wäre. «Jetzt 

wird versucht, eine andere Fi-
nanzierung zu finden, die alle 
Bürger ohne Steuern zu zahlen 
reich machen soll.» Die Rech-
nung gehe aber nicht auf. «Es ist 
völliger Unsinn zu glauben, 
über elektronische Zahlungen 
liessen sich genügend Steuern 
erheben.» Mit der Einführung 
einer solchen Mikrosteuer wür-
den die grossen Finanztransak-
tionen innert Kürze ins Ausland 
verlagert, sagt Eichenberger.

Da noch kein Initiativtext vor-
liegt, lässt das Vorhaben auch 
viele Fragen offen. ki

«Die nehmen 
einfach unser 
Geld»: Heinz 
Tännler, Zug. key

GEBEN UND NEHMEN

der Bundesrat gestern definitiv
bestätigt hat. Aus Sicht der Geber
sind sie klar zu hoch – aus Sicht
des Bundesrats auch, doch ist er
an die Vorgaben des Parlaments
gebunden. Jedenfalls gehen die
Beträge über das gesetzliche
Mindestziel des NFA hinaus.
Eigentlich müsste er die Finanz-
kraft des «ärmsten» Kantons nur
auf 85 Prozent des Durchschnitts
erhöhen. Zurzeit erreicht das
Schlusslicht Jura aber 87,8 Pro-
zent. Würde man den NFA auf das
Minimum beschränken, müssten
Zug, Zürich, der Bund und die
anderen Geber 2017 total rund
770 Millionen Franken weniger
abgeben. Fabian Schäfer

Der Finanzausgleich 2017
Nehmer-
kantone

Auszahlung 
insgesamt 

Auszahlung 
pro Einwohner

JU 160 Mio. Fr. 2247 Fr.
UR 78 Mio. Fr. 2161 Fr.
VS 663 Mio. Fr. 2025 Fr.
GL 71 Mio. Fr. 1789 Fr.
FR 398 Mio. Fr. 1369 Fr.
GR 268 Mio. Fr. 1328 Fr.
BE 1287 Mio. Fr. 1291 Fr.
SO 306 Mio. Fr. 1176 Fr.
AI 16 Mio. Fr. 1033 Fr.
AR 47 Mio. Fr. 883 Fr.
TG 226 Mio. Fr. 882 Fr.
SG 419 Mio. Fr. 858 Fr.
NE 142 Mio. Fr. 807 Fr.
LU 190 Mio. Fr. 491 Fr.
AG 259 Mio. Fr. 413 Fr.
OW 14 Mio. Fr. 397 Fr.
TI 48 Mio. Fr. 139 Fr.
SH 7 Mio. Fr. 89 Fr.
VD 39 Mio. Fr. 53 Fr.
BL 14 Mio. Fr. 50 Fr.
Geber-
kantone

Einzahlung 
insgesamt

Einzahlung 
pro Einwohner

ZG 341 Mio. Fr. 2913 Fr.
SZ 182 Mio. Fr. 1210 Fr.
NW 37 Mio. Fr. 893 Fr.
BS 109 Mio. Fr. 573 Fr.
GE 258 Mio. Fr. 554 Fr.
ZH 444 Mio. Fr. 314 Fr.

Finanzausgleich inklusive Ausgleich 
für soziodemografische und 
geotopografische Lasten. Quelle: EFV


